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II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


RdErl. d. M. d. J., d. F M. u. d. M. f. H. vom 27. Mai 1926 Nr. IV St 562 II, II B 5857 
u. II a 2933, betr. Gewerbeſteuer. 


Auf einen Bericht des Regierungspräſidenten in Schleswig haben wir, was folgt, 
geantwortet: 

Die auf Grund der Gewerbeſteuerverordnung vom 23. November 1923 (GS. S. 519) 
gemachten Erfahrungen hatten ergeben, daß bei den bisherigen Steuerſätzen, im Durchſchnitt 
geſehen, die Kapitalſteuergrundbeträge etwa um das Drei⸗ bis Vierfache höher als die 
Steuergrundbeträge von der Lohnſumme waren. Die ſich daraus ergebenden Unzuträglich⸗ 
keiten ſollten durch die im Geſetz vom 23. März 1926 (GS. S. 100) erfolgte Senkung des 
Steuerſatzes beim Gewerbekapital auf des Steuerſatzes bei der Lohnſumme beſeitigt werden. 

Völlig unabhängig von dieſer Anpaſſung des Steuerſatzes des Gewerbekapitals an 
den Steuerſatz der Lohnſumme iſt die Frage zu beurteilen, wie die Kapital⸗ oder Lohn⸗ 
ſummenſteuer im Verhältnis zur Ertragſteuer mit Zuſchlägen zu belaſten iſt. Selbſtperſtändlich 
bleibt die Regelvorſchrift der gleichmäßigen Belaſtung der Bemeſſungsgrundlagen (8 41 
Abſ. 2 der Gewerbeſteuerverordnung) auch nach der erfolgten Senkung des Steuerſatzes des 
Kapitals zu beachten. Abweichungen von dieſer Regel können nur dann zugelaſſen werden, 
wenn fie in den örtlichen Verhältniſſen begründet find. Erweiſt ſich dabei eine über das 
Doppelte hinausgehende Abweichung als notwendig, ſo ſind bei der Prüfung eines dahin⸗ 
gehenden Beſchluſſes die Grundſätze des Runderlaſſes vom 25. Februar 1926 (MBliV. 
S. 206) zu beachten. Für die Prüfung der Frage, ob eine Abweichung vorliegt, iſt dabei 
ſtets von dem durch das Geſetz vom 23. März 1926 geſchaffenen Rechtszuſtande auszugehen, 
wie auch auf dieſen Rechtszuſtand die Zuſchläge in den Steuerverteilungsbeſchlüſſen für 
das Rechnungsjahr 1926 abgeſtellt werden müſſen. 


An. die Regierungspräſidenten, den Oberpräſidenten von Brandenburg und von Berlin, die 
Verwaltungen der Gemeinden, Nachrichtlich den Kreis- und Bezirksausſchüſſen. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 


Erl. d. M. f. H. vom 28. Mai 1926 Nr. IIa 3098, betr. das Rechnungsjahr der 
Induſtrie⸗ und Handelskammern. 


Während die überwiegende Mehrzahl der Kammern ihr Rechnungsjahr auf den 
Zeitraum vom 1. April bis 31. März feſtgelegt haben, haben einige wenige Kammern in 
der Inflationszeit teils auf Grund des Spezialerlaſſes vom 21. April 1921 — IIa 1489 
(HMBl. S. 101) —, teils mit meiner beſonderen Genehmigung ihr Rechnungsjahr 
abweichend hiervon gewählt. Mit Rückſicht darauf, daß in Preußen nunmehr der Ver⸗ 
anlagung der Gewerbeſteuer das ſtaatlich feſtgelegte Rechnungsjahr, d. i. die Zeit vom 
1. April bis 31. März, zugrunde zu legen iſt, und die Erhebung der Kammerumlage auf 
Grund der ſtaatlich veranlagten Gewerbeſteuer erfolgt, wird es ſich aus Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen dringend empfehlen, daß diejenigen Kammern, die ein abweichendes Rechnungs- 
jahr haben, zum ſtaatlich feſtgelegten Rechnungsjahr zurückkehren. Die Kammern, die 
hiervon betroffen werden, erſuche ich um ihre baldgefällige Stellungnahme. 

Unter Aufhebung meines Erlaſſes vom 21. April 1921 — IIa 1489 — werde ich 
hier eingehenden Anträgen auf Genehmigung eines anderen als des ſtaatlichen Rechnungs⸗ 
jahres für die Kammerumlagen künftig nicht mehr entſprechen. 


J. A.: Römhild. 


An die Induſtrie- und Handelskammern und ihre Zweckverbände. 


: 2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Erl. d. M. f. H. vom 26. Mai 1926 Nr. IV 6873, betr. Schulgeld an den preußiſchen 
Seefahrtſchulen. 


In Abänderung des Erlaſſes vom 18. Juni 1924 — IV 6479 — (SMBl. S. 190) 
beſtimme ich, daß mit Wirkung vom 1. Juni 1926 ab von den preußiſchen Seefahrtſchulen 
folgende Schulgeldſätze zu erheben ſind: 


a) für den Lehrgang zum Schiffer auf Küſtenfahtrtete . . 10 RM 
b) = =» . „Steuermann auf kleiner Fahrt 30 
Os = „Schiffer auf kleiner Fahrt 30 
D 5 Steuermann auf großer Fahrt: Vorklaſſe . 50 


Hauptklaſſe 60 - 
e) . „Schiffer auf großer Fahrt ee 60 =. 


Ich erſuche hiernach das Weitere zu veranlaſſen und füge Abdrucke dieſes Erlaſſes 
für die Seefahrtſchuldirektoren bei. 


J. A.: Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten in Stettin, Schleswig, Stade, Aurich. 


Erl. d. M. f. H. vom 4. Juni 1926 Nr. IV 8688, betr, Beſetzung der Heringslogger 
mit ungeprüften Steuerleuten. 


Auf Grund des 8 28 der Verordnung vom 25. Juli 1925 (RG Bl. II S. 709) hat der 
Herr Reichsverkehrsminiſter mit meinem Einverſtändnis ausnahmsweiſe und widerruflich 
genehmigt, daß die Heringslogger auch während der Dauer der diesjährigen Fangzeit mit 
ungeprüften Steuerleuten beſetzt werden dürfen, ſofern geprüfte Steuerleute nachweislich 
nicht zu erhalten ſind. Ich erſuche, hiernach zu verfahren. 

Am Schluß des Jahres und zwar bis zum 15. Januar 1927 iſt mir von den Herren 
Regierungspräſidenten ein namentliches Verzeichnis der auf Heringsloggern angemuſtert 
geweſenen ungeprüften Steuerleute nach dem durch Erlaß vom 15. Juni 1922 — Va 5266 — 
mitgeteilten Muſter einzureichen. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 


Bekanntmachung, betr. Ungültigkeitserklärung verlorengegangener und zurück⸗ 
gezogener Sprengſtoff⸗Erlaubnisſcheine. 


Die von dem Landrat des Kreiſes Iſerlohn für den Schießmeiſter Wilhelm Lahrmann 
in Landhauſen (Amt Hemer) unter Nr. 58 des Verzeichniſſes (Muſter B), von dem 
Gewerberat in Siegen für den Schießmeiſter Emil Freudenberg in Elberfeld unter 
Nr. 54 (Muſter A), von dem Landrat des Landkreiſes Caſſel für den Sprengmeiſter 
Erich Rieſel aus Nieſte (Landkreis Caſſel) unter Nr. 11/25 und von dem Gewerberat 
in Wetzlar für den Oberſteiger Friedrich Bamberger in Wetzlar unter Nr. 88/25 aus⸗ 
geſtellten Sprengſtoff⸗Erlaubnisſcheine ſind verloren gegangen und werden hiermit für 
ungültig erklärt. Die von dem Gewerberat in Siegen für den Schießmeiſter Bernhard Bock 
in Attendorn unter Nr. 23 (Muſter B), von dem Gewerberat in Bochum für den Schieß⸗ 
meiſter Albert Scheffel aus Fiſchelbach, zeitweilig wohnhaft in Bochum unter Nr. 35 
(Muſter C), von dem Gewerberat in Siegen für den Schießmeiſter Albert Scheffel in 
Fiſchelbach unter Nr. 49 (Muſter A), von dem Gewerberat in Kiel für Willi Falke 
in Neuheikendorf unter Nr. 88 (Muſter A), von dem Gewerberat in Coblenz für den 
Bruch⸗ und Schießmeiſter Anton Bertuzzo in Niederheimbach a. Rh. unter Nr. 267 
(Muſter B) und für Johann Stollwerk in Argenthal (Hundsrück) unter Nr. 307 
(Muſter A) und von dem Gewerberat des Gewerbeaufſichtsamts Aachen II für 
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Heinrich Pauly in Keſternich (Kreis Monſchau) unter Nr. 140 (Muſter B) ausgeſtellten 
Sprengſtoff⸗Erlaubnisſcheine ſind wegen Unzuverläſſigkeit der Inhaber zurückgezogen 
worden und haben ihre Gültigkeit verloren. 


Berlin, den 19. Mai 1926. 


Zugleich für den Miniſter des Innern. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


J. A.: Gerbaulet. 
III 4170, 16 M. f. H. — II G. 857 M. d. J. 


Erl. d. M. f. H. vom 1. Juni 1926 Nr. III 5168, betr. Veranſtaltungen von ſogenannten 
Modeſchauen während der allgemeinen Ladenſchlußzeiten. 


Über die Zuläſſigkeit der Veranſtaltungen von ſogenannten Modeſchauen während 
der allgemeinen Ladenſchlußzeiten ſind in der letzten Zeit verſchiedentlich Zweifel hervor⸗ 
getreten, die mich veranlaſſen, auf folgendes hinzuweiſen. 

Soweit nicht beſondere Ausnahmen von den zuſtändigen Behörden zugelaſſen worden 
find, dürfen während der allgemeinen Ladenſchlußzeiten die Geſchäftsraume von offenen 
Verkaufsſtellen auch dann nicht offen gehalten werden, wenn, wie es bei den Modeſchauen 
in der Regel der Fall iſt, ein Verkauf von Waren weder ſtattſindet, noch beabſichtigt wird. 
Eine Beſchäftigung von Angeſtellten iſt während dieſer Zeit gleichfalls grundſätzlich 
verboten; auch die Aufſichtsführung oder die Erteilung von Auskunft an das Publikum 
iſt als verbotene Beſchäftigung anzuſehen. In gleicher Weiſe iſt eine Betätigung der 
Geſchäftsinhaber ſelbſt bei der Veranſtaltung von Modeſchauen während der allgemeinen 
Ladenſchlußzeiten verboten. Erlaubt iſt während dieſer Zeit lediglich die Ausſtellung von 
Waren in Schaufenſtern, Schaukäſten oder ähnlichen Auslagen, bei der irgend ein Verkehr 
mit dem Publikum nicht ſtattfindet. 

Ich erſuche, die beteiligten Kreiſe hierüber in geeigneter Weiſe aufzuklären. 

Abdrucke für die Gewerbeaufſichtsbeamten ſind beigefügt. 


J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Allgemeines. 
Erl. d. M. f. H. vom 20. Mai 1926 Nr. IIa 2505, III 4015, 1 —, betr. Vereidigung 
und öffentliche Anſtellung von Tauchern. 
Auf den Bericht vom 13. April 1926 — Nr. 1928 —. 

Bei erneuter Prüfung habe ich nichts dagegen einzuwenden, wenn die Kammer im 
Falle des Bedüfniſſes Taucher, ſoweit ſie ſelbſtändige Gewerbetreibende ſind, beeidigt und 
öffentlich anſtellt. 

Sa) Dial 


An die Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Weſermünde. 


2. Dampfkeſſelweſen. 
Erl. d. M. f. 5. vom 29. Mai 1926 Nr. III 5140, betr. Vulkaniſierapparate. 


Auf Ihren Antrag vom 5. Mai d. J. genehmige ich für Preußen auf Grund des 
8 20 Ziff. 2 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Land⸗ 
dampfkeſſeln, daß Ihren ſchmiedeeiſernen Vulkaniſierapparaten in der von Ihnen an⸗ 
gegebenen Ausführung in Abweichung von den vorbezeichneten Beſtimmungen nachſtehende 
Erleichterungen gewährt werden: 

1. Die Speiſevorrichtungen können durch einen Fülltrichter mit genügender lichter 
Weite erſetzt werden. 
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2. Als Wafjerjtandsvorrichtung genügt ein in gerader Richtung durchſtoßbarer Probier⸗ 
hahn mit einer lichten Weite von mindeſtens 6 mm, der mindeſtens 20 mm oberhalb der 
Längsſchweißnaht anzubringen iſt. 

3. Von der Anbringung eines Kontrollflanſches kann abgeſehen werden, wenn eine 
Kur für den behelfsmäßigen Anſchluß des Kontrollmanometers vorgeſehen wird. 

4. Von den regelmäßigen Unterſuchungen ſind die Keſſel befreit; dagegen ſind die 
Prüfungen gemäß § 12 und erforderlichenfalls gemäß § 13 a. a. O. durchzuführen. 

Die vorſtehenden Erleichterungen knüpfe ich an folgende Bedingungen: 

1. Das Produkt aus der ne in Quadratmetern und der Dampfſpannung in 
Atmoſphären Überdruck darf die Zahl 2 nicht überſteigen. 

2. Jeder Apparat muß mit einem zuverläſſigen Sicherheitsventil ausgerüſtet ſein. 

3. Soweit autogene Schweißarbeiten an den Apparaten ausgeführt werden, ſind von 
der ausführenden Firma Mrowka & Lehninger in Charlottenburg die Nähte zweimal gut 
durchzuſchweißen und durch Hämmern in rotglühendem Zuſtande zu vergüten. Die Apparate 
ſind nach der Schweißung im ganzen auszuglühen. Der Dampfkeſſelüberwachungsverein 
„Berlin“ erhält Anweiſung, die ſachgemäße Ausführung der Arbeiten zu überwachen. 

Die Dampferzeuger bleiben der Genehmigungspflicht (§8 24 und 25 der Gewerbe⸗ 
ordnung) unterworfen; ſie gelten hinſichtlich des Aufſtellungsortes als bewegliche Dampfkeſſel. 


An die Deutſche Vulkaniſatorenbau⸗Geſellſchaft m. b. H. in Berlin SW 29, Gneiſenau⸗ 
ſtraße 109/110. 

Abdruck überſende ich zur Kenntnis und Beachtung. Für die Gewerbeaufſichtsbeamten 
ſind Abdrucke beigefügt. 
An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten. 

Abdruck überſende ich zur Kenntnis und Verſtändigung der Mitgliedsvereine. 
420 weitere Abdrucke für dieſen Zweck ſind beigefügt. 

J. A.: von Meyeren. 


An den Zentralverband der Preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Halle a. S., 
Seebener Straße 177. 


3. Wandergewerbe und Märkte. 


Vordrucke für Wandergewerbeſcheine. 


Nach einer Mitteilung der Reichsdruckerei vom 27. April 1926 gelten für die Lager⸗ 
vordrucke für Wandergewerbeſcheine vom 1. — 1926 ab folgende Preiſe (für je 100 Stück): 


A 70 12009 — 
A 71 — 20 
1 = 19, 1 
Papier mit Unterdruck 14,50 . 
ohne E 12,00 


Die Preisänderungen find durch Einführung des Normformats und Verwendung 
beſſerer Papierſorten erforderlich geworden. 


4. Handwerksangelegenheiten. 


Anordnung, betr. Regelung der Lehrlingshaltung im Barbier⸗, Friſeur⸗ und 
Perückenmachergewerbe. 


Gemäß § 128 Abſ. 2 GO. ordne ich hierdurch nach Anhörung des Landesgewerbeamtes 
für die Lehrlingshaltung im Barbier⸗, Friſeur⸗ und Perückenmachergewerbe unter Aufhebung 
meiner Anordnungen vom 2. März 1923, 26. Mai 1924 und 16. Juni 1925 (HMBl. 1923 
S. 110, 1924 S. 177, 1925 S. 135) für den Umfang des Preußiſchen Staates folgendes an: 

J. In jedem Betriebe des Barbier⸗, Friſeur⸗ und Perückenmachergewerbes darf, 
falls die ſonſtigen geſetzlichen Vorausſetzungen erfüllt ſind, ein Lehrling gehalten werden. 
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Ein zweiter Lehrling darf eingeftellt werden, wenn der erſte Lehrling das zweite Lehrjahr 
vollendet hat. 

II. In gemiſchten Betrieben dürfen zwei Lehrlinge eingeſtellt werden, wenn nach den 
Lehrverträgen der eine Lehrling ausſchließlich im Herrenfriſieren, der andere Lehrling aus⸗ 
ſchließlich im Damenfriſieren ausgebildet wird. Ein dritter Lehrling darf unter denſelben 
Vorausſetzungen eingeſtellt werden, die nach Ziff. I für die Einſtellung des zweiten Lehrlings 
gelten. Die Höchſtzahl von drei Lehrlingen darf nicht überſchritten werden. 

Gemiſchte Betriebe im Sinne dieſer Anordnung ſind ſolche Betriebe, die mit beſonderen 
Einrichtungen für Herren⸗ und für Damenfriſieren verſehen ſind, und in denen regelmäßig 
Arbeiten in jedem dieſer Zweige ausgeführt werden. 

III. Die Einſtellung eines zweiten, im Falle der Ziff. II eines dritten Lehrlings ſoll 
erſt erfolgen, nachdem die Handwerkskammer bzw. die Innung aus der Lehrlingsrolle 
oder durch Einſichtnahme in die Lehrverträge feſtgeſtellt hat, daß der erſte Lehrling das 
zweite Lehrjahr tatſächlich vollendet hat. 

IV. Mehrere Betriebe desſelben Unternehmers an einem Orte oder ein Betrieb mit 
mehreren Zweigſtellen gelten als ein Betrieb. Dasſelbe gilt für den Fall, daß von einem 
Unternehmer an demſelben Ort mehrere der unter dieſe Anordnung fallenden Gewerbszweige 
betrieben werden. 


V. Dieſe Anordnung tritt am 1. Juli 1926 in Kraft. 
Berlin, den 3. Juni 1926. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
IV 1658. J. A.: Dr. von Seefeld. 


5. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Erl. d. M. f. H vom 18. Mai 1926 Nr. III 5049, betr. Verbot der Verarbeitung von 
Pulver in der Hausarbeit. 


Auf Seite 201, Nr. 23 des Reichsgeſetzblattes Teil I ift die Verordnung des Reichs⸗ 
arbeitsminiſters vom 20. April 1926 veröffentlicht, durch die auf Grund des § 10 Abſ. 2 
des Hausarbeitgeſetzes vom 27. Juni 1923 (RGBl. 1 S. 472) die Verarbeitung von 
Pulver in der Hausarbeit vom 1. Juli d. J. ab verboten wird. Zu dieſer Verordnung 
bemerke ich folgendes: 

Eine Beſchäftigung von Hausarbeitern mit der Verarbeitung von Pulver, im weſent⸗ 
lichen zur Herſtellung von Feuerwerkskörpern, iſt bisher zwar nur im preußiſchen Regierungs⸗ 
bezirke Merſeburg und in den Freiſtaaten Anhalt und Thüringen in geringem Umfange 
feſtgeſtellt worden. Im Hinblick auf die den Hausarbeitern, ihren Familien und der 
Nachbarſchaft bei der Verarbeitung von Pulver drohende Exploſions⸗ und Feuersgefahr 
mußte aber ein allgemeines Verbot dieſer Arbeit auf Grund des § 10 Abſ. 2 des Haus⸗ 
arbeitgeſetzes erlaſſen werden, weil ſich herausgeſtellt hatte, daß ſie ſich durch Maßnahmen 
auf Grund des 86 des Hausarbeitgeſetzes nicht verhindern läßt. 

Die Kennzeichnung der Pulverſorten, deren Verwendung verboten worden iſt, iſt an 
die Ausführungsbeſtimmungen zu dem Geſetze gegen den verbrecheriſchen und gemein⸗ 
gefährlichen Gebrauch von Sprengſtoffen — Abſchnitt 1 A Ziffer 1 der Bekanntmachung 
vom 29. April 1903 (RGBl. S. 211) unter Berückſichtigung der Bekanntmachung vom 
20. Juni 1907 (RGBl. S. 375) — angelehnt. 

Ich erſuche, die Gewerbeaufſichtsbeamten, für die Abdrucke des Erlaſſes beiliegen, 
anzuweiſen, der Durchführung der Anordnung beſondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden. 


J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 
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Erl. d. M. f. H. u. d. M. d. J. vom 25. Mai 1926 Nr. III 4656 M. f. H., II G 818 M. d. J., 
betr. Verbot der Akkordarbeit und der Überſchreitung des Achtſtundentags in den 

Sprengſtoffabriken. 


Der Landtag hat gemäß Antrag ſeines Ausſchuſſes für Handel und Gewerbe am 
16. Dezember v. J. folgende Entſchließungen angenommen: 

1. Das Staatsminiſterium wird erſucht, bei der Reichsregierung dahingehend zu 
wirken, daß dem Reichstag umgehend ein Geſetzentwurf vorgelegt wird, der 

a) die Akkordarbeit und die Zahlung von Leiſtungsprämien in Betrieben, in 
denen Sprengſtoffe hergeſtellt und verarbeitet werden, verbietet; 

b) eine verſchärfte Kontrolle der Sprengſtoffbetriebe durch die Aufſichts⸗ 
behörden unter Heranziehung von Arbeitern aus dem Berufe gewährleiſtet; 

e) den achtſtündigen Arbeitstag für diejenigen Abteilungen der Sprengitoff- 
betriebe, in welchen Sprengſtoffe hergeſtellt und verarbeitet werden, 
geſetzlich feſtlegt. 

2. Das Staatsminiſterium wird erſucht, den Miniſter für Handel und Gewerbe 
zu beauftragen, bis zum Vorliegen dieſes Geſetzes durch eine Anweiſung auf 
Grund der Gewerbeordnung vorſtehenden Forderungen zu 1. Geltung zu 
verſchaffen, ſoweit es hierzu zuſtändig iſt. 

3. Das Staatsminiſterium wird erſucht, den Miniſter für Handel und Gewerbe zu 
beauftragen, den Arbeitern in Sprengſtoffbetrieben durch Belehrung und Auf- 
klärung durch Merkblätter, bildliche Vorſtellungen und Vorträge die Gefahren 
in den Sprengſtoffbetrieben vor Augen zu führen und den Arbeitgebern zur 
Pflicht zu machen, ihn dabei zu unterſtützen. 

Bezüglich der Punkte la und e dieſer Entſchließung erſchien es zunächſt geboten, mit 
den Beteiligten zu erörtern, welche Teile der Sprengitoff-, Munitions-, Feuerwerks⸗ und 
pyrotechniſchen Induſtrie und gegebenenfalls welche Arbeiten in dieſen Teilen für ein 
Verbot der Akkordarbeit und der Überjchreitung des Achtſtundentages in Frage kommen. 
Auf Grund des Ergebniſſes dieſer Verhandlung, die am 24. März d. J. ſtattgefunden hat, 
erſuchen wir, bis auf weiteres in den in Ihrem Bezirk befindlichen Sprengſtoff⸗ und 
Munitionsfabriken ſowie Zündſchnurfabriken, pyrotechniſchen Fabriken und Feuerwerkereien 
folgende Maßnahmen durchzuführen. 


I. Die Entlohnung im Stücklohn, in Geſtalt von ſogenannten Arbeits— 
pramien oder von anderen Entlohnungsarten, bei denen der Verdienſt des 
Arbeiters von ſeiner Leiſtung derart abhängig iſt, daß dadurch eine Über— 
haſtung der Arbeit veranlaßt werden kann, iſt durch polizeiliche Verfügung auf 
Grund der 88 120 a und d der Gewerbeordnung oder durch Ergänzung der Genehmigungs⸗ 
urkunde auf Grund der ſogenannten Vorbehaltsklauſel zu verbieten: 


1. in den Fabriken für Dynamite und dynamitartige Sprengſtoffe bei allen 
Arbeiten vom Nitrieren bis zur Fertigſtellung der gemengten Sprengſtoffmaſſe 
mit der Maßgabe, daß hinſichtlich des Meng⸗ und Knethausbetriebes — 
gegebenenfalls auch in Vereinigung mit der Gelatinierung — je nach der 
Einrichtung und Betriebsart vom Regierungspräſidenten nach Anhörung des 
Betriebsrates Ausnahmen zugelaſſen werden können; 

2. in den Fabriken für handhabungsſichere Ammonſalpeter⸗Sprengſtoſſe bei den 
Arbeiten in den Menghäuſern, wenn dort Nitroglyzerin oder andere Stoffe, 
welche gefährlicher als Trinitrotoluol find (vgl. Abſchnitt ITC der Anleitung zu 
den Vorſchriften über die Anlegung und den Betrieb von Fabriken zur Her⸗ 
ſtellung handhabungsſicherer Ammonſalpeter⸗Sprengſtoffe vom 4. Auguſt 1911, 
HMBl. S. 316), zugeſetzt werden; auch hier mit dem Vorbehalt, daß der 
Regierungspräſident nach Anhörung des Betriebsrats Ausnahmen zulaſſen kann; 

3. in Fabriken zur Herſtellung von Chlorat⸗ und Perchlorat⸗Sprengſtoffen für alle 
Betriebe, in denen die Sprengſtoffmiſchung mechaniſch gemengt wird; das 
Verbot erſtreckt ſich alſo nicht auf die Betriebe, in denen Chloratite 3 von 
Hand gemengt werden; 

4. in Schwarzpulverfabriken für alle Betriebe, in denen das fertige (ternäre) 
Gemenge hergeſtellt und weiter verarbeitet wird; auf Fabriken für Spreng⸗ 
ſalpeter und andere handhabungsſichere ſchwarzpulverähnliche Sprengſtoffe 
findet das Verbot keine Anwendung; 
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5. in Nitrozelluloje-Fabrifen überall, wo Nitrozelluloſe getrocknet oder weiter 
verarbeitet wird; 

6. in Fabriken für Nitrozelluloſe-Pulver, ſoweit es ſich um Herſtellung von 
poröſem (Jagd⸗ oder Heeres⸗ Pulver handelt, überall da, wo das Pulver nach 
dem Auslaugen in Waſſer getrocknet und das trockene Pulver weiter ver⸗ 
arbeitet wird. Ausgenommen von dem Verbot ſind die Arbeiten zur Her⸗ 
Pulber von gewöhnlichen Blättchen⸗, Würfel⸗ und ähnlichen feſtgelatinierten 

ulvern; 

7. in Fabriken für Nitroglyzerinpulver bis zur Vereinigung von Nitroglyzerin und 
Nitrozelluloſe; 

8. in Fabriken zur Herſtellung von Zündern, ſonſtiger Munition und Spreng⸗ 
kapſeln überall, wo Sprengmittel, Schießmittel oder Knallſatz hergeſtellt oder 
bee wird; alſo unter Ausſchluß der reinen Metall-, Holz⸗ oder Papier⸗ 
arbeiten; 

9. in Zündſchnurfabriken überall bis zur Verpackung mit der Maßgabe, daß der 
Regierungspräſident nach Anhörung des Betriebsrats Ausnahmen zulaſſen kann; 

10. in den pyrotechniſchen Fabriken und Feuerwerkereien entſcheidet der Regierungs⸗ 
präfident nach Anhörung des Betriebsrats unter Berückſichtigung der Ein⸗ 
richtungen und der Betriebsart der einzelnen Anlage. 


II. Die Einhaltung des Achtſtundentags oder der 48ſtündigen wöchent⸗ 
lichen Arbeitszeit ſoll grundſätzlich mit dem Verbot der Stücklohnarbeit (vgl. den 
Eingang von I) Hand in Hand gehen. Für die ausnahmsweiſe Zulaſſung von Arbeits⸗ 
zeitüberjchreitungen find die Beſtimmungen der Verordnung über die Arbeitszeit vom 
21. Dezember 1923 (RGBl. S. 1249) maßgebend. 

Zu dieſer Regelung bemerken wir, daß bei der Gewährung von Ausnahmen, ſowohl 
hinſichtlich der Entlohnungsart als auch der Arbeitszeit, die augenblickliche ſchwere Notlage 
unſerer Wirtſchaft nicht außer Acht gelaſſen werden darf. Gerade in den Sprengſtoff⸗ 
fabriken machen ſich dieſe großen wirtſchaftlichen Schwierigkeiten empfindlich geltend, einmal 
durch das Darniederliegen der inländiſchen Induſtrien, die Sprengſtoffe verbrauchen, ſodann 
durch den teilweiſen Verluſt der Ausfuhr von privaten Sprengſtoffen und den gänzlichen 
Verluſt der Ausfuhr von Heeres⸗Spreng⸗ und Schießmitteln. Würde dieſe Notlage nicht 
ausreichend berückſichtigt, ſo wäre zu befürchten, daß letzten Endes mit dem Verluſt der 
Ausfuhr auch die Arbeitsmöglichkeit für die z. Zt. ſchon ſtark verminderte Zahl der Spreng⸗ 
ſtoff⸗Arbeiter noch mehr herabgeſetzt oder ganz unterbunden würde. Dieſe beſonderen wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe laſſen es ferner geboten erſcheinen, daß Ausnahmeanträge möglichſt 
ſchnell erledigt werden, — namentlich wenn von der pünktlichen Ausführung der Aufträge 
die Erlangung von Ausfuhr⸗Beſtellungen abhängig iſt. 

Auf der anderen Seite wird erwartet, daß alle nicht dringlichen Anträge abgelehnt 
werden, und daß tarifliche Abmachungen, welche den angegebenen Verboten widerſprechen, 
beanſtandet werden. 

Hinſichtlich des Punktes 1b der Landtagsentſchließung vom 16. Dezember v. J. 
bemerken wir, daß die Sprengſtoffabriken, die pyrotechniſchen Fabriken und Feuerwerkereien 
als gefährliche Betriebe ſelbſtverſtändlich einer beſonders ſorgfältigen Überwachung bedürfen, 
und daß bei den Beſichtigungen durch den Gewerbeaufſichtsbeamten regelmäßig die 
Arbeitervertreter hinzuzuziehen ſind. Auf dieſe Weiſe wird auch am beſten der für jeden 
Betrieb geeignetſte Weg gefunden werden können, auf dem der unter Pünkt 3 der Land⸗ 
tagsentſchließung erwähnte Antrag auf Belehrung und Aufklärung der Arbeiter durch 
Merkblätter, bildliche Darſtellungen und Vorträge zu verwirklichen ſein wird. 

Wegen der Herausgabe von Merkblättern, inſonderheit auch von bildlichen Dar⸗ 
ſtellungen, die die Belehrung durch die Merkblätter nachdrücklicher geſtalten ſollen, haben 
wir uns mit dem Herrn Reichsarbeitsminiſter in Verbindung geſetzt. Die Zentralaufſichts⸗ 
ſtelle für Sprengſtoff⸗ und Munitionsfabriken im Reichsarbeitsminiſterium hat ſich ſchon 
früher mit der Bearbeitung ſolcher Merkblätter und Darſtellungen beſchäftigt. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
J. A.: von Meyeren. J. A.: Roedenbeck. 


An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 
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RdErl. d. M. f. H. vom 2. Juni 1926 Nr. IIIa 862 betr. Zahlungsweiſe der Monats- 
vergütung an die nebenamtlich tätigen Vorſitzenden und Hilfskräfte der Schlichtungs⸗ 
ausſchüſſe und arbeitsgerichtlichen Kammern. 

Im Anſchluß an den Runderlaß vom 29. Dezember 1924, 
IIIa 2539 (PrBelßl. S. 393). 

Der Anregung des Herrn Reichsarbeitsminiſters in einem Rundſchreiben an die 
Regierungen der Länder vom 26. April 1926 entſprechend, erſuche ich, ſofern es noch nicht 
geſchehen ſein ſollte, die feſten Monatsvergütungen an die nebenamtlich tätigen Vorſitzenden, 
ſtellvertretenden Vorſitzenden und Bürokräfte der Schlichtungsausſchüſſe und arbeitsgerichtlichen 
Kammern am Schluſſe des Monats nachträglich zu zahlen. 

Der Runderlaß wird nur hier und im Preußiſchen Beſoldungsblatt veröffentlicht, eine 
Verſendung von Abdrucken erfolgt nicht. 


J. A.: von Meyeren. 
An ſämtliche Preußiſchen Schlichtungsbehörden. 


6. Angeſtelltenverſicherung. 


Erl. d. M. f. H. u. d. M. f. V. vom 31. Mai 1926 Nr. 14246 M. f. H., III V 1014/26 M. f. V., 
betr. Ausführungsbeſtimmung zu § 11 Abſ. 1 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte. 

Auf Grund des § 11 Abſ. 3 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte in der Faſſung 
vom 28. Mai 1924 (RGBl. I S. 563) wird folgendes beſtimmt: 

Die im § 11 Abſ. 1 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte bezeichneten Anwart⸗ 
ſchaften ſind für diejenigen Angeſtellten der Preußiſchen Bergwerks⸗ und Hütten⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft in Berlin und der Bergwerks⸗Aktiengeſellſchaft Recklinghauſen in Recklinghauſen 
gewährleiſtet, die zur Zeit ihrer Ubernahme in den Dienſt der genannten Geſellſchaften als 
planmäßige Staatsbeamte angeſtellt waren und die 

a) unter Aufrechterhaltung ihrer Penſions⸗ und Hinterbliebenen⸗Verſorgungsanſprüche 
in den Dienſt der genannten Geſellſchaften gemäß § 7 des Geſetzes, betreffend 
Übertragung und Ausbeutung des ſtaatlichen Bergwerksbeſitzes an eine Aktien⸗ 
geſellſchaft, vom 9. Oktober 1923 (GS. S. 467), § 5 der Verordnung zur Ab⸗ 
änderung des vorbezeichneten Geſetzes vom 19. Januar 1924 (GS. S. 45) über⸗ 
nommen worden ſind und 

b) entweder ein ruhegehaltsfähiges Dienſtalter von 10 Jahren bereits erworben 
haben oder, ſolange ſie noch beurlaubte Staatsbeamte ſind, auf Grund der unter 
a) angezogenen geſetzlichen Beſtimmungen die Möglichkeit haben, ein ruhegehalts⸗ 
fähiges Dienſtalter von 10 Jahren zu erwerben. 


Berlin, den 31. Mai 1926. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
J. A.: Grotefend. J. A.: Hoffmann. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 15. Mai 1926 Nr. IV 7050, V 5715, betr. Einrichtung 
einer Bildſtelle. 


Zu Anfang Mai iſt im Preußiſchen Miniſterium für Handel und Gewerbe eine 
Bildſtelle eingerichtet. Zu ihrem Aufgabenkreis gehört: 
1. Arbeiten im Luftbildweſen: Auskunfterteilung, Förderung und Verbreitung des 
Luftbildgedankens durch Veröffentlichungen und Vorträge. 
2. Bearbeitung des Bildweſens zunächſt für die ſtaatlichen Baugewerkſchulen und 
im weiteren Verfolg für die ſämtlichen zu meinem Geſchäftsbereich gehörenden 
Unterrichtsanſtalten. 
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Mit der Leitung habe ich den Studienrat Dr.-Ing. Ewald beauftragt. 

In Anlage 1 iſt eine Überſicht über das heute zur Verfügung ſtehende Material, in 
Anlage 2 eine Benutzungsordnung gegeben. 

Wünſche und Anfragen ſind unmittelbar an die Bildſtelle des Preußiſchen Miniſteriums 
für Handel und Gewerbe, Berlin WI, Leipziger Straße 2, zu richten. 

Abdrucke nebſt Anlagen für die Baugewerkſchulen ſind beigefügt. 


e een eee 


An die Herren Oberpräſidenten, die Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗ 
Schulkollegium, Abteilung III, in Berlin⸗Lichterfelde. 


Anlage 1. 


Der Bildſtelle des Miniſteriums für Handel und Gewerbe ſteht zurzeit folgendes 
Material zur Verfügung: 
1. Diapoſitivſammlung. 

Rund 6300 Diapoſitive und zwar 

a) rund 3300 Aufnahmen nach Bauwerken: 

Grab: und Tempelbauten der Germanen, Bauernhäuſer, Dorfkirchen, Bürger⸗ 
häuſer, Befeſtigungen, Rathäuſer, Burgen und Kloſterbauten, Monumental⸗ 
bauten der verſchiedenen Stilepochen. Einige Aufnahmen vom Ausland: 
Griechenland (Antike), Italien (Renaiſſance), Frankreich (Gotik); moderne Eiſen⸗ 
konſtruktionen. 

b) rund 3000 Bilder nach Luftaufnahmen aus allen Gegenden Deutſchlands: 
Landſchaften, Dörfer, mittelalterliche Städte, Anlagen des Fürſtentums, Groß⸗ 
ſtadt und Kleinſiedlungen, Induſtriebauten, Ingenieuranlagen (Straßenbau, 
Eiſenbahnbau, Hafenbau, Kanal- und Schleuſenbau). Einige Aufnahmen vom 
Ausland: Belgien, England, Frankreich, Java, Oſterreich, Paläſtina, Schweiz, 
Spitzbergen; Bilder von Flugzeugen, Luftſchiffen, Luftbildgerät, Vermeſſungs⸗ 
aufnahmen. 

2. Luftbild archiv. 

Rund 4000 Luftaufnahmen, kartothekmäßig geordnet. 


3. Raum bilderſammlung. 
Rund 100 Raumbilder nach Luftaufnahmen. Hierzu 1 Dutzend Raumgläſer. 


4. Sammlungen und Mappen. 

a) Sammlungen von Luftbildern: 

1. Berlin (120 Bilder), 

2. Schleſien (76 Bilder), 

3. Provinz Sachſen (108 Bilder), 

4. Mark Brandenburg (120 Bilder), 

5. Thüringen (96 Bilder); 
b) Verleihmappen (rund 20 bis 30 Bilder mit Text): 
. Berlin. 
Potsdam. 
Dörfer in der Mark Brandenburg. 
Dörfer in der Provinz Sachſen. 
Die deutſche Stadt. 
Vom Luftbild zur Karte I. 
Vom Luftbild zur Karte II. 
Geographiſche Grundbegriffe 1. 
. Geographiſche Grundbegriffe II. 
10. Das deutſche Wattenmeer im Luftbild. 
11. Deutſche Seebäder der Nord- und Oſtſee im Luftbild. 
12. Deutſche Küſten und Inſeln im Luftbild. 
13. Spitzbergen. 
14. Das Luftbild im Dienſte des Reiſeverkehrs. 


D D go Gyno 
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5. Literaturſammlung. 
Eine Reihe von Werken und Zeitſchriften aus dem Gebiete des Luftbildweſens. 
Hierunter auch Veröffentlichungen, die die vermeſſungstechniſche, unterrichtliche, ſiedlungs⸗ 
und heimatkundliche Verwertung des Luftbildes behandeln. 


6. Negativſammlung. 
Rund 1500 Negative nach Bauwerken und nach Luftaufnahmen find vorhanden. 
Weiterer Ausbau wird angeſtrebt. Es iſt beabſichtigt, durch die Bildſtelle auch Diapoſitive 
gegen Koſtenerſtattung herſtellen zu laſſen oder aber deren Beſchaffung zu vermitteln. 


7. Ausſtellungs material. 
Aus dem Gebiete des Luftbildweſens 
a) Tafeln in Größe 50/60 em mit je ſechs Aufnahmen, die behandeln 
1. Deutſche Siedlungen im Luftbild, 
2. Induſtrie⸗ und Ingenieuranlagen, 
3. Verwertung für einzelne Wirtſchaftsgebiete; 
b) Luftbildkarten nach den Aufnahmen verſchiedener Firmen; 
e) Karten, die nach Luftbildaufnahmen hergeſtellt find (Luftbildmeſſung); 
d) Abbildungen nach Luftbildgeräten. 


e 
Benutzungsordnung. 


1. Die Bildſtelle des Preußiſchen Miniſteriums für Handel und Gewerbe ſteht in 
erſter Linie den Unterrichtsanſtalten zur Verfügung, die zum Geſchäfts bereich des Handels⸗ 
miniſteriums gehören. 

Darüber hinaus kann das Material von ſämtlichen Lehranſtalten (Volksſchulen, 
höheren Schulen und Hochſchulen) von wiſſenſchaftlichen Inſtituten und Vereinigungen uſw. 
benutzt werden, desgl. von Luftfahrtverbänden und ähnlichen Vereinen. 


2. Die vorhandenen Mappen und Sammlungen werden zum Gebrauch im Unterricht, 
ee von der Erſtattung der Portokoſten bis auf weiteres koſtenlos zur Verfügung 
geſtellt. 

3. Bei Entleihung von Diapoſitiven wird neben den Portokoſten eine Leihgebühr 
von 10 Pf. für das Stück erhoben. 


4. Der Entleiher verpflichtet ſich 
a) zur ſchonenden Behandlung des Materials, 
b) zum Erſatz aller Beſchädigungen, 
c) zur ſofortigen Rückgabe nach Gebrauch. 


5. Die Erledigung der Anträge erfolgt nach der Reihenfolge der Eingänge. 


Erl. d. M. f. H. vom 29. Mai 1926 Nr. IV 7928, betr. Eſperantokongreß. 


Vom 31. Juli bis 7. Auguſt 1926 findet in Edinburgh ein internationaler Eſperanto⸗ 
kongreß ſtatt. Ich geſtatte, daß Lehrkräfte, die an dieſem Kongreß wie an dem 1927 in 
Danzig, 1928 in Antwerpen ſtattfindenden Eſperantokongreß teilnehmen wollen, zu dieſem 
Zweck beurlaubt werden. Sie haben einen Bericht über den Beſuch des Kongreſſes hierher 
einzureichen. 

J. A.: Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium, Abteilung III, 
in Berlin⸗Lichterfelde. 
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2. Berufsſchulen. 


Erl. d. M. f. H. vom 21. Mai 1926 Nr. IV 7056, betr. Einheitskurzſchrift an den 
kaufmänniſchen und gewerblichen Schulen. 


In den meiner Verwaltung unterſtellten Schulen dürfen vom nächſten Schulhalbjahr 
ab neue Kurzſchriftlehrgänge nur noch in der Einheitskurzſchriſt begonnen werden. Die noch 
im Gange befindlichen Lehrgänge können in dem urſprünglich gewählten Syſteme zu Ende 
geführt werden. 

Zum 1. Mai 1927 iſt mir über die Erfahrung mit der Einheitskurzſchrift zu berichten. 


J. A.: Dr. von Seefeld. 


An alle Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium, Abteilung III, 
in Berlin⸗Lichterfelde. 


VI. Nichtamtliches. 
Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 


Die amtliche Ausgabe der Jahres berichte der Preußiſchen Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten und Bergbehörden für 1925 iſt fertiggeſtellt. In den Jahresberichten ſind 
insbeſondere folgende Angelegenheiten beſprochen worden: 

Tarifliche Regelung der Löhne der Heimarbeiter; Stellungnahme der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer bei Anträgen auf Pauſenkürzung unter das geſetzlich (namentlich gem. 8136 
Abſ. 1 und § 137 Abſ. 3 GO.) vorgeſchriebene Maß; Erfahrungen bei der Durchführung 
der neuen Azetylenverordnung und bei dem Betriebe von ſogenannten Hochdruckazetylen⸗ 
entwicklern; Beobachtungen über Geſundheitsſchädigungen durch Art oder Dauer der Arbeit 
bei Maſchinenſchreiberinnen und Maßnahmen zu ihrer Verhütung; Vorkehrungen gegen 
Exploſionsgefahr bei der Bearbeitung und Inſtandhaltung von Benzinfäſſern und anderen 
Behältern für leicht entzündliche Flüſſigkeiten. 

Ein buchhändleriſcher Vertrieb des Werkes findet nicht ſtatt; Beſtellungen ſind an 
das Miniſterium für Handel und Gewerbe, Berlin WI, Leipziger Str. 2 zu richten. Der 
Preis des Werkes beträgt im Inlande für den gehefteten Abruf 8 RM und für den 
gebundenen Abdruck 9 RM. Seine Lieferung erfolgt gegen Nachnahme des Preiſes und 
der Portokoſten, Bei der Beſtellung iſt anzugeben, ob geheftete oder gebundene Abdrucke 
gewünſcht werden. 

Intereſſenten, die die Jahresberichte von dem jetzt erſchienenen Jahrgang an dauernd 
zu beziehen wünſchen, wollen dies bei der Beſtellung unter Angabe der Anzahl der gebunden 
oder geheftet gewünſchten Abdrucke beſonders zum Ausdruck bringen. Die Zuſtellung der 
Jahresberichte erfolgt dann alsbald nach ihrem jeweiligen Erſcheinen unter Einziehung des 
Bezugspreiſes und der Portokoſten ebenfalls durch Poſtnachnahme. Etwaige Preis vorbehalte 
bei Dauerbeſtellungen können nicht berückſichtigt werden. Ein ſpäterer Verzicht auf die 
Dauerbelieferung iſt bis zum 31. Januar des auf das Berichtsjahr folgenden Jahres der 
vorbezeichneten Dienſtſtelle mitzuteilen. 


Handbuch der Kohlenwirtſchaft. Ein Nachſchlagewert, für Kohlenerzeuger, Kohlen⸗ 
händler und Kohlenverbraucher. Von Karl Borchardt und Dr., Käte Bonikowſky. 
„Die Kohlenwirtſchaft“ Verlagsgeſellſchaft m. b. H, Berlin 18 62. 


Handbuch der Banken- und Sparkaſſen⸗Geſetzgebung. Sammlung der Geſetze, 
Verordnungen, Erlaſſe uſw. auf den Gebieten des Gold-, Bank-, Börſen⸗, Sparkaſſen⸗ und 
Steuerweſens. Bd. II. Von Max Hahn. Mar Galle, Verlag, Berlin 1926. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W 8. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld. Berlin WS. 


